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Beschlußempfehlung und Bericht 
des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 

 
a) zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 

- Drucksache 13/1685 - 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes 

b) zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen CDU/CSU, SPD, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und F.D.P. 
- Drucksache 13/8340 - 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes (Artikel 28 GG) 

A. Problem 

a) Für die beabsichtigte Unternehmensteuer- und Gemeinde-
finanzreform sind die verfassungsrechtlichen Voraussetzungen 
zu schaffen. Die Gemeinden sollen am Umsatzsteueraufkom-
men beteiligt werden. Damit können die Gemeindefinanzen 
bei einer Senkung der Gewerbesteuer auf eine neue und er-
weiterte Basis gestellt werden. 

b) Eine mit Hebesatzrecht versehene, wirtschaftskraftbezogene 
Steuerquelle für die Gemeinden soll grundgesetzlich abge-
sichert werden. 

B. Lösung 

a) Durch eine Ergänzung von Artikel 106 Grundgesetz wird die 
Möglichkeit eröffnet, die durch eine Gewerbesteuerreform ent-
stehenden Steuerausfälle über eine Beteiligung der Gemein-
den an  der Umsatzsteuer auszugleichen. 
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b) Änderung des Grundgesetzes durch eine entsprechende Ergän-
zung des Artikels 28 Grundgesetz. 

Einstimmige Annahme 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

die Gesetzentwürfe - Drucksachen 13/1685 und 13/8340 - in der 
nachstehenden Fassung anzunehmen: 

,Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes (Arti-

kel 28 und 106) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das fol-
gende Gesetz beschlossen; Artikel 79 Abs. 2 des Grundgesetzes 
ist eingehalten: 

Artikel 1 
Änderung des Grundgesetzes 

Das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 100-1, veröffent-
lichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Gesetz vom 3. No-
vember 1995 (BGBl. I S. 1492) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1. In Artikel 28 Abs. 2 Satz 3 wird der Punkt durch ein Semikolon 
ersetzt und folgender Halbsatz angefügt: 

„zu diesen Grundlagen gehört eine den Gemeinden mit Hebe-
satzrecht zustehende wirtschaftskraftbezogene Steuerquelle." 

2. Artikel 106 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Das Aufkommen der Einkommensteuer, der Körperschaft-
steuer und der Umsatzsteuer steht dem Bund und den Län-
dern gemeinsam zu (Gemeinschaftsteuern), soweit das Auf-
kommen der Einkommensteuer nicht nach Absatz 5 und das 
Aufkommen der Umsatzsteuer nicht nach Absatz 5 a den 
Gemeinden zugewiesen wird. " 

b) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 5 a eingefügt: 

„ (5 a) Die Gemeinden erhalten ab dem 1. Januar 1998 
einen Anteil an dem Aufkommen der Umsatzsteuer. Er wird 
von den Ländern auf der Grundlage eines orts- und wirt-
schaftsbezogenen Schlüssels an  ihre Gemeinden weiterge-
leitet. Das Nähere wird durch Bundesgesetz, das der Zustim-
mung des Bundesrates bedarf, bestimmt. " 

c) Absatz 6 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Sätze 1 bis 3 werden wie folgt gefaßt: 

„Das Aufkommen der Grundsteuer und Gewerbesteuer 
steht den Gemeinden, das Aufkommen der örtlichen Ver-
brauch- und Aufwandsteuern steht den Gemeinden oder 
nach Maßgabe der Landesgesetzgebung den Gemeinde-
verbänden zu. Den Gemeinden ist das Recht einzuräu-
men, die Hebesätze der Grundsteuer und Gewerbe-
steuer im Rahmen der Gesetze festzusetzen. Bestehen in 
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einem Land keine Gemeinden, so steht das Aufkommen 
der Grundsteuer und Gewerbesteuer sowie der örtlichen 
Verbrauch- und Aufwandsteuern dem Land zu. " 

bb) Satz 6 wird wie folgt gefaßt: 

„Nach Maßgabe der Landesgesetzgebung können die 
Grundsteuer und Gewerbesteuer sowie der Gemeinde-
anteil vom Aufkommen der Einkommensteuer und der 
Umsatzsteuer als Bemessungsgrundlagen für Umlagen 
zugrunde gelegt werden." 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.' 

Bonn, den 10. September 1997 

Der Rechtsausschuß 

Horst Eylmann 

Vorsitzender 

Norbert Geis 

Berichterstatter 

Dr. Herta Däubler-Gmelin 

Berichterstatterin 
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Bericht der Abgeordneten Norbert Geis und Dr. Herta Däubler-Gmelin 

I. Zum Beratungsverfahren 

Der Deutsche Bundestag hat den von der Bundesre-
gierung eingebrachten Gesetzentwurf zur Änderung 
des Grundgesetzes - Drucksache 13/1685 - in seiner 
43. Sitzung vom 21. Juni 1995 und den von den Frak-
tionen CDU/CSU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und F.D.P. eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Grundgesetzes (Artikel 28 GG) 
- Drucksache 13/8340 - in seiner 186. Sitzung vom 
5. August 1997 in 1. Lesung beraten und zur feder-
führenden Beratung an  den Rechtsausschuß sowie 
zur Mitberatung an  den Innenausschuß und den 
Finanzausschuß überwiesen. 

Der Innenausschuß hat 

a) die Vorlage auf Drucksache 13/1685 in seiner Sit-
zung vom 19. Februar 1997 beraten und mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stim-
men der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN sowie der Gruppe der PDS beschlossen, 
die Annahme des Gesetzentwurfs und die Ab-
sicherung der Gewerbeertragsteuer in Artikel 106 
GG zu empfehlen; 

b) die Vorlage auf Drucksache 13/8340 in seiner Sit-
zung vom 10. September 1997 beraten und mit 
den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD 
und F.D.P. sowie der Gruppe der PDS, bei Abwe-
senheit der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
empfohlen, den Gesetzentwurf anzunehmen. 

Der Finanzausschuß hat 

a) die Vorlage auf Drucksache 13/1685 in seiner 
61. Sitzung vom 19. Februar 1997 beraten und in 
der nunmehr vorgeschlagenen Fassung mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen und der Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stim-
men der Fraktion der SPD und der Gruppe der 
PDS bei einer Stimmenthaltung aus der Fraktion 
der SPD angenommen; 

b) die Vorlage auf Drucksache 13/8340 in seiner 
85. Sitzung vom 9. September 1997 beraten und 
einstimmig bei Abwesenheit der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN empfohlen, den Gesetzent-
wurf anzunehmen. 

Der Rechtsausschuß hat die Vorlage auf Drucksache 
13/1685 in mehreren Sitzungen behandelt und in sei-
ner 94. Sitzung vom 10. September 1997 abschlie-
ßend beraten. Die Vorlage auf Drucksache 13/8340 
hat er ebenfalls in seiner 94. Sitzung beraten. In die-
ser Sitzung wurde gemäß § 69 Abs. 5 GO-BT den 
kommunalen Spitzenverbänden Gelegenheit zur 
Stellungnahme gegeben. 

Hinsichtlich der Ergebnisse dieser Sitzung wird auf 
das Protokoll des Rechtsausschusses mit den anlie-
genden Stellungnahmen der kommunalen Spitzen-
verbände verwiesen. 

Der Rechtsausschuß hat über die von ihm vorge-
schlagene Fassung der Gesetzentwürfe wie folgt ab-
gestimmt: 

Artikel 1 Nr. 1 wurde einstimmig bei einer Enthal-
tung aus der Fraktion der SPD angenommen. 

Artikel 1 Nr. 2, Artikel 2 und der Gesetzentwurf im 
ganzen wurden einstimmig angenommen. 

II. Zum Inhalt der Beschlußempfehlung 

In der vom Rechtsausschuß zur Annahme empfohle-
nen Fassung werden die beiden unabhängig vonein-
ander eingebrachten und beratenen Gesetzentwürfe 
aus Gründen der Rechtssystematik und des Sachzu-
sammenhanges zusammengefaßt. 

III. Zur Begründung der Beschlußempfehlung 

1. Allgemeines 

Es war die übereinstimmende Auffassung im Rechts-
ausschuß, für die Unternehmensteuerreform und Ge-
meindefinanzreform die verfassungsrechtlichen Vor-
aussetzungen zu schaffen und gleichzei tig die kom-
munale Finanzautonomie durch eine entsprechende 
Grundgesetzänderung zu stärken. Er hat sich inso-
weit dem Ergebnis der Verhandlungen im Vermitt-
lungsausschuß zur Fortsetzung der Unternehmen-
steuerreform angeschlossen. 

2. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel 1- Änderung des Grundgesetzes 

Zu Nummer 1 (Änderung von Artikel 28) 

Die Ergänzung des Satzes 3 in Absatz 2 ist erforder-
lich, um kommunale Finanzautonomie durch den Be-
stand der Gewerbeertragsteuer oder durch eine an

-dere an der Wirtschaftskraft der am Wirtschaftsleben 
in der jeweiligen Gemeinde Beteiligten anknüpfende 
Steuer zu gewährleisten. 

Die im Gesetzentwurf vorgeschlagene Formulierung 
wurde vom Rechtsausschuß sprachlich überarbeitet. 

Zu Nummer 2 (Änderung von Artikel 106) 

Zu Buchstabe a (Änderung von Absatz 3) 

Durch die Einfügung in Artikel 106 Abs. 3 GG wird 
zugelassen, die Gemeinden am Umsatzsteuerauf-
kommen nach Maßgabe von Absatz 5 a zu beteiligen. 
Den Gemeinden kann danach ein durch Bundesge-
setz festzusetzender Anteil am Umsatzsteueraufkom-
men zugewiesen werden. 
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Durch die neue Beteiligungsmöglichkeit der Ge-
meinden an  der Umsatzsteuer wird die Länderkom-
petenz für die Finanzausstattung der Gemeinden 
und die grundsätzliche finanzwirtschaftliche Zuge-
hörigkeit der Kommunen zu den Ländern nicht be-
rührt (vgl. Artikel 106 Abs. 9 GG). 

Zu Buchstabe b (Einfügung von Absatz 5 a) 

Durch die Neufassung werden die Gemeinden mit 
Wirkung ab dem 1. Januar 1998 nunmehr obligato-
risch an  dem Aufkommen der Umsatzsteuer beteiligt. 
Damit ist die Umsatzsteuerbeteiligung der Gemein-
den mit Verfassungsrang direkt in Artikel 106 
Abs. 5 a GG abgesichert. Die gesetzliche Umsetzung 
des einzuführenden Beteiligungsanspruchs der Ge-
meinden erfolgt im Finanzausgleichsgesetz und im 
Gemeindefinanzreformgesetz. 

Zu Buchstabe c (Änderung von Absatz 6) 

Zu Buchstabe aa 

Absatz 6 Satz 1 regelt die Zuordnung des Aufkom-
mens der Grundsteuer und der Gewerbesteuer an 

 die Gemeinden. Die Ergänzung ist im Sinne einer 
Klarstellung notwendig, da die Abschaffung der Ge-
werbekapitalsteuer den Charakter der Gewerbe-
steuer als Realsteuer (Objektsteuer) in Frage stellen 

könnte. Für diesen Fall  enthielte das Grundgesetz 
keine Zuordnung einer verbleibenden Gewerbeer-
tragsteuer mehr zugunsten der Gemeinden. Die aus-
drückliche Aufnahme des Wortes „Gewerbesteuer" 
in die Bestimmungen des Artikels 106 Abs. 6 Satz 1 
GG bedeutet hingegen keine institutionelle Garantie 
der Gewerbesteuer als solcher, da Artikel 106 GG 
allein die Ertragshoheit regelt, den Ertrag selbst aber 
verfassungsrechtlich nicht garantiert. Bei den Ände-
rungen der Sätze 2 und 3 handelt es sich um Anpas-
sungen, die durch die Änderung von Absatz 6 Satz 1 
notwendig geworden sind. 

Zu Buchstabe bb 

Bei der Änderung in Absatz 6 Satz 6 handelt es sich 
hinsichtlich der Worte „Grundsteuer und Gewerbe-
steuer" um Anpassungen, die durch die Änderung 
von Absatz 6 Satz 1 notwendig geworden sind. Die 
Aufnahme der Worte „und der Umsatzsteuer" betrifft 
eine notwendige Folgeänderung, die dazu führt, daß 
der kommunale Umsatzsteueranteil in die Bemes-
sungsgrundlage für Umlagen einbezogen werden 
kann. 

Zu Artikel 2 - Inkrafttreten 

Artikel 2 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 

Bonn, den 10. September 1997 

Norbert Geis 

Berichterstatter 

Dr. Herta Däubler-Gmelin 

Berichterstatterin 






